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Sachgebiet 80 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau von Bothmer, Mattick, Wischnewski, Brück, Dr. Holtz, 
Frau Dr. Riedel-Martiny, Lattmann, Dr. Schweitzer, Friedrich, Dr. Bangemann, 
Hölscher, Frau Schuchardt, von Schoeler, Christ, Opitz und Genossen 


betr. Lohn- und Arbeitsverhältnisse bei deutschen Firmen in Südafrika 


Am 12. März 1973 berichtete die britische Tageszeitung „The 
Guardian" über Ergebnisse einer Studie der Lohn- und Arbeits- 
verhältnisse bei britischen Firmen in Südafrika. Der Bericht ent- 
hält den Vorwurf, die überwiegende Mehrheit der britischen 
Firmen in Südafrika zahle ihren afrikanischen Arbeitern Hun- 
gerlöhne, die noch das von der südafrikanischen Regierung an- 
erkannte Existenzminimum für afrikanische Familien unter- 
schreiten. 

Diese besorgniserregende Feststellung ist das Resultat einer 
Studie, die von der „South African Productivity and Wage 
Association", einer südafrikanischen Arbeitgeberorganisation, 
1972 im Aufträge der „United Kingdom South African Trade 
Association" bei über 1000 Firmen jeglicher Nationalität in Süd- 
afrika mit insgesamt über 200 000 afrikanischen Arbeitern durch- 
geführt wurde. 

Der Bericht des „Guardian" ist bisher nicht widerlegt worden. 
In der britischen Öffentlichkeit hat sich an dem Vorwurf der 
Unterbezahlung afrikanischer Arbeiter durch britische Firmen 
in Südafrika eine heftige Diskussion entfacht, die auch im Par- 
lament geführt wird. Die Regierung des Vereinigten Königrei- 
ches hat inzwischen Richtlinien veröffentlicht, nach denen bri- 
tische Firmen, die in Südafrika investieren, sich bei der Gestal- 
tung der Lohn- und Arbeitsbedingungen in ihren südafrikani- 
schen Niederlassungen und Tochterfirmen richten sollen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Besteht Grund zu der Annahme, daß ähnliche Vorwürfe, 
wie sie aufgrund der vom „Guardian" veröffentlichten Tat- 
sachen gegen britische Firmen erhoben werden, auch auf 
deutsche Unternehmen und Unternehmen mit maßgeblicher 
deutscher Beteiligung in der Republik Südafrika zutreffen? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundestag innerhalb 
von acht Wochen Zahlen und Fakten über die Lohn- und 
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Arbeitsverhältnisse in den Niederlassungen und Tochterfir- 
men deutscher Unternehmen mit Bundesbeteiligung in Süd- 
afrika vorzulegen? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, Richtlinien zu erlassen, nach 
denen sich Unternehmen mit Bundesbeteiligung in Südafrika 
bei der Gestaltung der Lohn- und Arbeitsverhältnisse zu 
richten haben? 

4. Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, daß deutsche 
Unternehmen und Unternehmen mit maßgeblicher deutscher 
Beteiligung im Ausland, insbesondere in der Republik Süd- 
afrika, bei der Behandlung ihrer Arbeitnehmer den Gleich- 
heitsgrundsatz, wie er in Artikel 3 des Grundgesetzes defi- 
niert ist, beachten, und wie gedenkt die Bundesregierung 
dies zu tun? 
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